
Ofiland
HalvmonatsfchkisifürOsipolititiHerausgehen Band DeutscherOsteneB.

Bei-lag Di-. Friedle Deiner- Berlin GW 61, ankwiizstrqße 2-3 o Berauiwottllch file die Schäfleiqu
Dr. Otto Frevel, Berlin-Friedenqu, Jllstkoße 2 - Druck: Westnenstruckerei G. m. b. O» Bekun-

cichienrqde, Moltkestr. 7 · Erscheint monatlich zweimal. postbezug vieneiiährlichRR 0-90« Eins-b
mitnmer NR 0,20 nnd RU. 0,05 postgethhr · Museigenpreisliste 4 se 3.v. W. g. s- Alle Zuschüssen
sind an den Bund Deutscher Osten, Berlin W so, Motzstr. 46 CFernisnf B 5 Barbarossa 0910 zu klOkM

III-. s Berlin, den 1. Februar 1932 18. Jahrgang

Aue und neue Ebers-Messer
Es gibt in Polen eine ober cl le i che ra e, die den Kattowi er Platz-

halterndes War-schonetZentralismussiüanch-fheimliFcheSorgebereitet. DikseFrage
hat sich ganz natürlich aus der Tatsache ergeben, daß d e r p o l n i s ch e N a t i o n a l -

g d a n k e i n diese m L a n d e , das niemals an der politischen oder kulturellen Ent-

kotck»lungPolens teilgenommen hat, e i n e J m p o r t w a r e ist, die ihr Dasein nicht einem

natürlich bedingten Miterleben, sondern der Propagandaarbeit zugewanderter National-
polen verdankt. Dieser Jmportcharakter ist es im wesentlichen, der die oft krampfhafte
Uebersteigerungdes Bekenntnisses zum polnischen Nationalgedanken erklärt, der sich mit

auffalliger Vorliebe m a te r i e l l e r ,,Ueberzeugungsmittel«bedient. Als das Land noch
zum Deutschen Reiche gehörte, haben sich die Träger der nationalpolnischen Agitation-
(nach ihren eigenen Worten) gezwungen gesehen, sehr freigebig mit dem Versprechen wirt-

schaftlicher Vorteile zu operieren, um überhaupt an die Bevölkerung Oberschlesiens heran-
kommen zu könne-. Diese charakteristische Erscheinung, daß das Wirtschaftliche als Vor-(

spann des polnischen Nationalgedankens in Qberschlesien dient, ist auch n a ch dem

PollksschkllMachtmechselim wesentlichen geblieben. Sie äußert auf vielen Gebieten
des offentlichenLebens, vor allem in der Personalpolitik. Es ist eine nicht zu

bcstkelkenpeTatsache-daß Pikgehobenen Posten in der privaten Wirtschaft sowohl wie
be! den Bewde zum großten Teil und die leitenden Stellungen nahezu restlos von

zugewandÄkkksl Polen besetzt sind, während die einheimischen
Obkklchleslek ln «die uwnteren Berufspositionen zurückgedrängt
werden: Von polnischerSeite ist«das gelegentlich damit begründet worden, daß die

Obskschlkslkkangebllch Mchk die zur Bekleidung leitender Aemter erforderlichen Fähigkeiten
bksaßen Und daß dcfhek(d,llja das Verbleiben der Deutschen in diesen Aemtern der

polnischen Staatsraison widerspreche) die ,,besser geeigneten« Leute aus dem übrigen
Polen einspringen mußten. ,Es gibt aber noch einen anderen Grund: d a s politisch e

Nilßkkcluen des Nokloncllpolen gegenüber dem alteingesessenen
Bewohner des oberschlesischen Landes.

Froh der Heftigkeit, mit der von den Warschauer oder Krakauer Polen beständig die

unlosliche völkischeGemeinschaft mit dem vom Deutschen Reiche losgetrennten Lande
betont zu werden pflegt, kann man den Polen doch nicht das Zeugnis ausstellen«,daß sie
die oberschlesischeFrage mit der von der Eigenart der Bewohner gebotenen Delikatesse
angefaßt haben. Die Neigung. der Leute, die östlich der Przemsza zu Hause sind, den

Oberschlesiern gegenüberden »O e l· k e n st a n d p u n k t« herauszukehren, treibt mitunter

eigenartige literarische Blüten. Hierzu gehört z.B. ein Aufsatz aus der Feder des be-

kannten polnischen Schriftstellers Ferdinand Goetel, in dem es u. a. heißt:
,,. . . Der Anblick der Menge, die auf den Straßen der (Kattowitzer) Jnnenstadt wogt,
läßt sich mit nichts Aehnlichem in Polen vergleichen. Schöne IRenschen sieht man nicht
viele, und von irgendeiner Nasse kann überhaupt nicht die Rede sein. Der Knochenbau isl
grob, die Gestalten sind untersetzt und die Gesichter roh, alles in allem ein mensch-
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licher Brei, auf den man nicht einmal die Bezeichnung ,Masse Großstadtmensch’
sanwenden kann. Statt der Damen sieht man auf den Straßen Weiber, statt Kleidern

Bekleidung; statt Sonnenschirmen Und Handtaschen sieht man Markttaschen, Körbe und

Kinderwagen. Manchmal taucht in der Masse der gewöhnlichenWeiber so etwas wie
eine elegante Dame auf, aber meist eine, an der alles schief und unordentlich ist. Die

Burschen, die sie begleiten, haben nichts an sich, was sie für einen Filmkandidaten geei net

erscheinen ließe. Sie sind hastig und aufgeregt wie die Amerikaner, lärmend und helsitig
Drei Viertel des Jahres laufen sie ohne Hut herum und im Sommer sogar ohne Kragen.
Dafür aber hält niemand in Polen, ausgenommenen vielleicht in eini en Vororten von

Krakau, in solcher Manier die Hände in den Hosentasrhen, eine Zingewohnheihdie

bekanntlich jeden wohlerzogenen Menschen in Zorn versetzen kann · . .«

Es hat wenig Sinn, sich mit dem erwähnten polnischen Schriftsteller darüber zu
streiten, ob Sonnenschirme und Lippenstifte, geölteHaare und Handküsse die maßgebenden
Kennzeicheneiner kulturellen Ueberlegenheit sind. Eines an diesem polnischen Werturteil

über die Oberschlesier aber verdient festgehalten zu werden: Der Aufsatz, aus dem die

vorstehenden Sätze entnommen sind, ist in einem für die polnischen Mittel-

sch u le n b est i m m t e n L e h r b u ch enthalten, das in dem Lemberger Verlage Osso-
linski erschienen und von Balirki und Maykowski bearbeitet ist« Es scheint, daß sowohl
die Bearbeiter wie die verantwortlichen Schulbehördenes für notwendig halten, daß den

Warschauer und Krakauer Polen schon in möglichstjungen Jahren jener ,,Herrenstand-
punkt« beigebracht wird, der sie später befähigen soll, in dem ehemals reichsdeutschen
Gebiet als ,,Kulturmissionare«Verwendung zu finden — gleich jenem Jngenieur der

Falvagrube, der vor einiger Zeit den oberschlesischenArbeitern, die sich über seine gerin -

schätzigeBehandlung beschwerten, erklärt hat, daß noch die Zeit kommenwerde, wo ste
(die Oberschlesier) ihm (dem Polen) a u s d e r H a n d fr e s se n wurden.

Was es übrigens mit der »besonderenEignung« der Zugewanderten auf sich hat, dafür
ein Beispiel: Der Abgeordnete Sowinski hat am 28. Januar d. J. im Warschauer
Sejm festgestellt, daß die gesamten Kohlenb ergwer ke Polens im Jahre 1926

noch auf eine jährlicheProduktionsfähigkeitvon 60 Millionen Tonnen geschätztworden

seien, daß ihre Produktionsfähigkeitheute aber nur noch auf 45 Millionen Tonnen

«eschätztwerde, während ihre tatsächlicheLieferung nur noch auf 36 IRillionen
Tonnenjährlich belaufe. Helfen könne hier nur e i n g r ü n d lich e r Ne u au sb a u

der größtenteils veralteten und abgenutzten Bergwerksanlagen
d u r ch u m f a s se n d e J n v e st i o n e n. Zur Wiederherstellung und Modernisierung
des polnischen Kohlenbergbauesseien, wie der Abgeordnete Sowinski weiter ausführte,
etwa 188 Millionen Zloty notwendig, die aber von den Bergwerksgesellschaftenselber
nicht aufgebracht werden könnten. Der Staat müsse dem Bergbau das erforderliche
Kapital also wenigstens zum Teil auf dem Kreditwege beschaffen. Danach ist die

Produktionsfähigkeit des polnischen (vor allem des ostober-
schlesischen) Bergbaues im Laufe eines Jahrzehnts um 40 v. H.
g e s u n ke n. Man wird zugeben müssen,daß das alles andere ist als ein überzeugender
Beweis für die Führungseignung der zugewanderten Nationalpolen, die ihre Aufgabe
unter der Leitung Grazynskis nicht in der Erhaltung und Entwicklung, sondern in der

kapitals- und arbeitsmäßigen Entdeutschung der Industrie erblickt haben. Des krassen
Widerspruches, der zwischen dem anmaßenden Auftreten der zugewanderten Polen und
deren tatsächlicherLeistung besteht, sind die eingesessenen Bewohner Ostoberschlesiens
sehr wohl bewußt.

Es gibt in Qbersehlesieneine bodenständige Jntelligenz,die zwar als

polnisch bekennt, aber mit ihrer Kritik an der ,,kolonialen« Personal-
politik des herrschenden Negimes nicht zurückhält. Es ist eine Gruppe von Ober-
schlesiern, die, unter dem Namen »Kuznira« bekannt, zwar zahlenmäßig mäle
stark zu sein scheint, aber als eine Vereinigung gebildeter Leute Beachtung verdient. Jn

ihrer halbmonatlich erscheinendenZeitschrift (gleichfalls ,,Kuznica«) vertritt sie die Rechte
der einheimischen oberschlesischen Intelligenz gegenüber dem sozialen und kulturellen
Herrschafts- und Vormundschaftsanspruch der Polen. Sie setzt diesem Anspruch gmit
Recht) die Tatsache weitgehender Un te r s ch i e d e in d e r W e s e n s a rt der Bevolke--

rung diesseits und jenseits der alten Grenze und das oberschlesische Selbst-
bewußtsein entgegen, das sich auf eine unbestreitbare, der deutschen Schule zu ver-

dankende, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Ueberlegenheit des oberschlesischenLandes

gegenüber den- anderen polnischen Wojewodschaften gründet. Die zugewanderten Polen
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l)«ättenes nicht verstanden, mit dem einheimischenElement in Fühlung zu kommen. Jhr zu
elsklges Bemühen,sich den Alteingesessenen als Lehrmeister aufzudrängen, habe wie eine

Sense Auf den Stein getroffen, und die Nichtberücksichtigungbei der Besetzung der maß-
gebenden Posten und fast aller Beamtenstellen, habe die Alteingesessenenvor den Kopf
stoßenmüssen. So sei es gekommen, daß sich die Zugewanderten zu einer

a st e z u s a m m e n g e s ch l o s s e n haben, in die ein Außenstehender,AlsPein Ober-

schlesier,nicht hineinkommen könne, und in der jener beleidigende Hochmut gezuchtet werde,
der den Oberschlesierfür einen Trinker und einen ungebildeten, AnMllHen-
den und querköpfigen Menschen hält, der geführt werden müsse
Und zu nichts anderem tauge als zum Gehorchen. Wenn von den Zuge-
wanderten das häufige Versagen von Oberschlesiern, die an irgendwelche Posten gesetzt
tVorden sind, festgestellt worden sei, so habe dieses Versagen in der Hauptsache daran

gelegen,daß die oberschlesifchenAmtsanwärter nicht nach ihrer Befähigung, sondern nach
ll)l·erpolitischen Einstellung zum herrschenden Negime, also in der Regel aus den Nelhen
des Aufständischenverbandes,ausgewählt worden seien· Es handele sich bei der Be-

kundung der oberschlesischen Sonderart um mehr als einen bloßen
»N e g i o n a l i s m u s«, wie ihn schließlichauch der Wojewode Grazynski als berechtigt
anzuerkennen bereit ist. Es gebe in Ostoberschlesien einen ,,S e p a r a t i s m u s«- dek

zwar nicht auf eine Lostrennung von Polen, aber auf die Sicherung gewisser Sonder-

rechte im Rahmen des polnischen Staates abziele. Es geht hier also um die

Wage
der

Autonomie. Es ist nur natürlich, wenn sich Stimmen erheben, die das echt der

Einhetmischen egen die Anmaßungder Fremden zu schützenversuchen. Es ist nicht zu
leugnen- daß ich das Stimmungsverhåltniszwischen den Einheimischen und den Zuge-
Ivandertenin letzter Zeit merklich zugespitzt hat. Es ist dabei peinlich für Polen, daß
seine wichtigstenRepräsentantenin Dberschlesien zu den Zugewanderten zählen.

Hunger in Sudeiendeuifchland
Was sich heute in volkspolitischer Hinsicht innerhalb des tschecho-slowakischenStaates

abspielt, das ist nicht mehr, wie es vor dem Kriege einmal der Fall war, ein

Kampf um die V o r h e r r s ch a ft in den ,,historischen Ländern«, das ist auch nicht mehr,
wie es in den ersten Jahren nach dem Kriege der Fall zu sein schien, ein Kampf um die

Wahrung eines größeren oder geringeren Maßes an ku l t u r ellen o d er poli-
tischen Rechten im Staate, sondern das ist ein Kampf um die nackte Existenz
von ZJH Millionen Deutschen, denen der tschecho-sloquische Staat nicht bloß das Recht,
a l s e u t s e zu leben, sondern ü b e r h a u pt zu leben, bestreitet. Von amtlicher
tschechtscherSeite ist klar und nüchtern festgestelltworden: ,,200 000 Erwerbslose werden

auf Ihren Arbeitsplatz,den sie verlassen mußten, nicht mehr zurückkehrenkönnen«. Wer
die hussitische Brutalität der Tschechen kennt, weiß, daß die 200 000 Erwerbslosen, die
dek seelischeliZekmürbungund der physischen Vernichtung ausgesetzt sind, S u deten -

dellksche sein Werden. Die Erkenntnis dieser Gefahr hat dem Buche von Kurt

Vorbach den Titel gegeben: ,,200000 Sudetendeutsche zuviel!« Es muß
Blelch hinzugefügtwerden, daß dieser Titel den zahlenmäßigenUmfang der völkischen
Kclkclstlephe,von der das Sudetendeutschtum bedroht ist, nur te i l w e i s e umfaßt.

Um zU den über 200 000 Erwerbslosen, die von der amtlichen Statistik in den sudcten-
deutschen Gebieten verzeichnet werden, müssen nicht nur d i e F r a u e n u n d K i n d e r ,

sondern Such die von der Statistik nicht aufgezeichneten Erwerbs-
losen thUgezåhlt werden. Das Buch ist eine Anklage gegen den tschechi-

ch e N U U k - dessen Mittel der Deutschenverfolgungnur noch mit den Methoden der

bolschewlstlschenMassenliquidierungin Parallele gestellt werden können. Diese Anklage
wiegt UM sD schwerer- Als sie sich Ausschließlichauf Veröffentlichungen,die die tschechische
PkessezensurPasslerthohen, auf tschechische Statistiken und Darstellungen und auf
amtliche Denkschrtften stutzt. Aus dem Buche seien im Folgenden nur einige Angaben
über den Kampf gegen die wirtschaftlichen Lebensgrundlagen des der Gewalt des

tschechischenStaates ausgelieferten Deutschtums entnommen.

Dieser Kampf begann mit der Errichtung des Staates. Die ersten Schläge waren

gegen die Kapitalkraft der sudetendeutschen Wirtschaft gerichtet.
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Es wird dem enropäischen Frieden
insgesamt nützen, wenn in der Behandlung
der Nationalitäten, die als Minderheit in

fremden Völkern zu leben gezwungen sind,
eine gegenseitige Rücksichtaus die berechtigte
Empfindung des nationalen Stolzes und

Dies würde zu einer tiesgreisenden Ent-

spannung zwischen den Staaten führen, die

durch das Schicksal gezwungen sind, neben-

einander zu existieren und deren staatliche
Grenzen sich nicht mit den Volksgrenzen
decken.

Bewußtseins der Völker genommen wird.
A d U If H i t l e r

WWWWW

Dadurch, daß überraschendund schlagartig die wechselseitigeU e b e r t r a g u n g v o n

G U t h a b e n U kl d D e p o t s zwischen des TschechwSlowakei und den anderen Nach-
folgestaaten des Habsburgerreiches gesperrt wurde, wurden die sudetendeutschen Geld-

institute ihres Nürkhaltes an den Wiener und Budapester Großbanken beraubt und damit

gezwungen, die finanzielle Hilfe tscherhischer Banken in Anspruch zu nehmen. Durch
die Weigerung der Prager Regierung, die Bezahlung der Kriegslieferungen
an die alte österreichischeArmee zu übernehmen,wurde die sudetendeutscheJndustrie um

mehrere Milliarden Goldkronen«geschädigt.Verheerend hat auf die Masse der sudeten-
deutschen Sparer die Nichteinlösung der von ihnen gezeichneten
K r i e g s a n leihe in einer Gesamthöhevon über 7 Milliarden Kronen gewirkt. Diese
Maßnahmen hatten einen schlagartigen Einbruch tschechischen Kapitals in die sudeten-
deutsche Wirtschaft zur Folge. Was damit

einåeleitetwar, wurde in der Folgezeit mit

anderen Mitteln weitergetrieben: Mit der e b e r st e u e r u

us
d e k su d e t e n -

d e u t s ch e n W i r t s ch a ft werden dieser fortlaufend ungeheure eträge entzogen, die
von der Prager Regierung zur wirtschaftlichen Entfaltung der tschechischenund slowa-
kischen Landesteile eingesetzt werden. Bei der V e r t e i l u n g d e r P r o d u k t i o n s -

kontin ente und der Vergebung öffentlicher Aufträge wird die

sudetendeutsche Industrie konsequent übergangen. Der Bohkott sudetendeutscher
Erzeugnisse wird von staatswegen gefördert, der Absatz tschechischerErzeugnisse in den

sudetendeutschenGebieten aber gleichfalls mit staatlicher Unterstützungforciert, usf. Um

die Wirkungen dieser Politik auf die nationale Besitzverteilung zu beleuchten, nur ein

paar Zahlen: 1918 gab es in der Tschecho-Slowakei 8 574 deutsche und 2 144 tschechische
industrielle Betriebe; 1934 war die Zahl der deutschen Betriebe bereits auf 4 463 gefallen,
die der tschechischenaber auf 6 696 gestiegen. Der deutsche Anteil an der Zahl der

industriellen Betriebe war also in diesem 16jährigen Zeitraum von 80 auf 40 v.

zurückgegangen,der tschechischevon 20 auf 60 v. gewachsen. W ä h r e n d i m

tschechischen und slowakischen Gebiet neue Fabriken entstehen,
geht im sudetendeuts chen Gebiet ein Betrieb nach dem andern zu
Grunde. Was ein tschechischerRedner bei einer militärischenFeier in Podersam im

Juli 1923 als das erstrebenswerte Ziel hingestellt hat, ist inzwischen zum großen Teil in

die Tat umgefetzt worden: »Solange nicht der le te Kamin der deutschen
Fabriken verschwindet und das deutsche apital nicht in unseren
Händen ist, solange müssen wir kämpfen . . ."

Wie beim industriellen so hat sich auch beim Bodenbesitz eine gewaltige nationale

Besitzverschiebungvollzogen, auch hier nicht etwa im Zuge einernatürlichen Entwicklung,
sondern durch die Anwendung staatlicher Gewalt. Durch das B o d e n b e s ch l a g -

n Ahm eg e s e tz ist der gesamte Großbesttzvon mehr als 150 Hektar landwirtschaftlicher
bezw. von mehr als 250 Hektar land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächeseinen bisherigen
Besitzern unter Bedingungen aberkannt worden, die nahezu einer entschädigungslosen
Entei nung gleichkamen, von tschechischer Seite aber als »die Wiedergutmachung
eines hikorischen Unrechts« hingestellt wurden. Die Tatsache, daß der beschlagnahmke
Boden nur in ganz geringem Umfange zur Schaffung neuen Bauerntums verwandt
worden ist, zeigt, daß das Gesetz keine wirtschaftliche und keine soziale-
sondern ausschließlich eine nationalpolitische Absicht verfolgte,
daß es lediglich darauf ankam, den deutschen (und magyarische'n)Landbesitzmit dem

geringstmöglichenKostenaufwand in die Hände tschechischerInteressenten zu bringen. J n

den sudetendeutschen Grenzgebieten wurden 750000 Hektac »lan,d,-
und forstwirtschaftlichen Besitzes enteignet. Davon ist nur em mini-

maler Bruchteil in den Besitz sudetendeutscher Kleinpächter übergegangen. Alles andere

Land hat der Staat an genommen und an tsch e ch i sch e K o l o n ist e n vergeben,
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mit denen er das sudetendeutscheGebiet seit 4925 planmäßig durchsetzt Es kommt hinzu,
daß im Laufe der Jahre mit Unterstützungstaatlicher Mittel in den deutschen Sprach-
inseln und Grenzgebieten auch zahllose Bauernhöfe, die gegenüber der sinnldlen
Wirtschafts- und Steuerpolitik der Prager Regierung nicht mehr zu behaupten ver-

mochten, in tschechischeHände gelangt sind. Und es beleuchtet die Absicht, diesen tschechi-
schen Einbruch in den bäuerlichenBesitzstand gewaltsam vorwärtszutreiben,. wenn im

vergangenen Jahre das Statut eines Bankinstitutes aufgestellt wurde, das- Mlk dem

gesetzlichen Vorkaufs- und Enteignungsrecht ausgestattet- dazu
bestimmt ist, zu verhindern, daß d e u t s ch e Bewerber beim Verkauf d e u t s ch e n Grund-

besitzes zum Zug kommen können.

Der nationale
Besigiivechselist nur das Vorspiel zu der grausamen Tragödiegewesen-

.die von der Prager egierun in den sudetendeutschen Gebieten agiert wird. Dem

Besitzwechsel ist die Herdrängungvom Arbeitsplatz gefolgt-
Auch hier sollen aus der unendlichen Reihe der tschechischenMaßnahmen nur einige

Beispiele angeführt werden: Von 1921 bis 1930 haben die Deutschen im Gerichtswesen
und in der öffentlichenVerwaltung, bei der Post und· bei den Eisenbahnen, im Unter-

richtswesen und beim Militär über 33 000 A rb eitsp l ätze verloren, die Tschechen
dagegen über 39 000 Arbeitsplätzegewonnen. Durch die Bodenreforin sind ü b e r 35 000

Deutsche- dle Als Benmke, Angestellte, Deputanten und ständige Arbeiter auf»den
belchlagnahmken Gükekn beschäftigtwaren, aus ihren Arbeitsstellen hinausgedrangt
worden« Ea ist üblich-daß der privaten Industrie ein ö f f e n t l i ch e r A u f t r a g nUk

Unter der Bedknglmgzugeteilt wird, daß als ,,loyale« Gegenleistung die Entlassung

Xatscherund die EinstellungtschechischerArbeitskräfte erfolgt. Es ist bekannt, daß das

,ohlwol,lea-welches die F i n a n zä m te r den industriellen Unternehmungen entgegen-
kagekhIn dem Maße zu steigen pflegt, in dem diese durch die ,,Liquidierung«deutscher
slkbelkek Und Angestelltenihre ,,"staatstreue Gesinnung«beweisen. Und man darf nicht
vergessen- daß 87 v. der deutschen Bevölkerung des tschechischenStaates in der durch
das Staatsverteidigungsgesetz vom« März 1936 geschaffenen Grenzzone
woh«"en-in der die Militärverwaltungmit diktatorischer Machtvollkommenheit über das

Besitz--Wohn- und Arbeitsrecht der Einwohner schaltet. So wird es verständlich,warum

mehr Als die Hälfte aller registrierten Arbeitslosen des

Staates auf die Sudetendeutschen entfallen und warum eine kon-

lnnkturelle Verringerung der Arbeitslosigkeitzu vier Fünfteln auf die Bezirke mit tschechi-
lchek Und nur zu einem Fünftel auf die mit deutscher Mehrheit entfällt. Es gibt im

sudetendeutschenGebiet Dutzende industriereicher Gemeinden, deren Erwerbstätige zu 50,
70 Und Wehe Vom Hundert arbeitslos sind. Es sei noch vermerkt, daß auch de r Teil der

LukkeenidxuålasxaAebeikeklchnfhder noch Beschäftigunghat, zum großen Teil in Ku rz-
c .

Es kommt hinzu daß die holsnllngsloseVersto un des Arbeitsmarktes
"

.
- -

-

zu einer fast
bellpleldlaleae a k U a d e l· L d l) n e geführt thatgNach dem Zeugnis des tschechi-
schenJnnenmmlsiersverdienen zwei Drittel der noch in Arbeit stehenden Pflichtversichertenkaum mel«wie zur Erhalamg des Existenzminimumsnotwendig istl Wenn man dann
aber hock, daß e1»nanlonzekGlasarbeiter bei 14stiindiger Arbeitszeit in der Woche den
Gegenwert von hochstens 3 ,b«ig4»NEM. vekdi2»k,oder daß im böhmisch-mähkischkk-Höhen-
snge eine gaaze Webecfamale ka die Nkühe einer täglichen Arbeitszeit von 14 Stunden
nn Monat MchkWehe ala den Gegenwert von 16 RNL erhält, dann muß man zu dem
Ergebnis gelangen- daß dle Feststellungdes kschechischenJnnenministers, die auf das
Gebiet des g A U z e n Staates bezieht-für die s u d e t e n d e u t s ch e n Gebiete noch zu
optimistischerscheint. Nicht nllk dle Arbeitslosensind dein Hunger preisgegeben, e s gibt
Tausende Und Zehakaalende Von Deutschen im tschechischen
Stank- die bei nngesteeagkek Arbeit Hunger leiden! Die Zustände
auf dem Arbeitsmarkt und im Lohnwelen der sudetendeutfchenGebiete kann man nicht
anders als chaotisch bezeichneas K,Uezakb»elkUnd Ueberstunden stehen
r- e g e l l o s n e b e n e i n a n d e r. Die Lohndkuckereider verzweifelten Menschen zeitigt
beispielslose Rekorde, und auf der anderenSeite scheint die Näcksichtslosigkeit,mit dek VOII

den tschechischenBetriebsleitungen die Kraft der sudetendeutfchenArbeiter auggepumpk
wird, weder menschlichenoch staatlicheGesetzezu, kennen. Es ist nicht übertrieben, was

ein tschechischerSchriftsteller, der «nn einer Studienfahrtins sudetendeutsche Grenzgebiet
tisilgenommenhat, über seine dortigen Eindrucke sagt: »Die schrecklichenBilder, die sich
vor den Augen der Mitglieder unserer Kommission entrollten, können nicht mehr mit den
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Worten Not, Elend und Verzweiflung ausgedrückt werden; sie sind nichts anderes als
das erschütternde Anzeichen einer beginnenden Hungerkata-
strophe, die in den deutschen Gebieten auszubreiten beginnt.
...Arbeitslos zu sein, ist hier nicht mehr eine epidemische Er-

scheinung, sondern ein natürlicher Zustand«. Das für jeden Angehörigen
eines europäischenVolkes Erschütterndsteaber ist, daß der tschechischeStaat Zehntausende
sudetendeutscher Menschen selbst von den dürftigen Hilfsmaßnahmen, die er zu leisten
imstande ist, ausschließt,daß er den Mitgliedern deutschfeindlicherOrganisationen das

doppelt und dreifach zukommen läßt, was er denen vorenthält, die er als »staats-
seindliche Elemente« bezeichnet, daß er sich hinter demokratischer Tarnung
zum Hunger als einer Waffe des Volkstumskampses bekennt.

Es ist nicht schwer, die biologischen Folgen einer solchen Situation zu
ermessen. Sie machen in den von der Wirtschaftsnot besonders schwer heimgesuchten
sudetendeutschenBezirken, wie z.B. Graslitz, Sternberg, Rumburg, Neudeck, Friedland,
Freudenthal, Elbo en, Karlsbad, Nömerstadt, Komotau, Mährisch-Schönberg, Böhmisch-
Leipll, Bklllmlllh Zllxusw., bereits in erschreckendemMaße bemerkbar. Die K i n d e r -

st e r b l i ch k eit hat Ausmaße erreicht, wie sie nur die Zeit der Hungerblorkade während
des Weltkrieges gekannt hat. Es gehört in den sudetendeutschenGebieten zu den alltäg-
lichen Erscheinungen,daß kinderreiche Familien in den elendesten Woh-
nungen hausen, in Kellern und Speichern, in Eisenbahnwagen und Erdhöhlen, in
Bretterbuden und in den Winkeln stillgelegterFabriken, — während sich,häufig nicht weit

davon entfernt, moderne Mietskasernen erheben, die schon seit Jahren unbewohnt stehen,
da in ihnen die Miete für eine Kleinwohnung nicht selten höher als das Monatsein-
kommen einer sudetendeutschenArbeiterfamilie ist. Erschütternd sind in den sudeten-
deutschen Gebieten die Berichte über den Gesundheitszustand der im schul-
pflichti en Alter stehenden Kinder. Jn den meisten deutschen Bezirken des

Staates i weit über die Hälfte der Volksschulkinder als unter-

e r n ä h rt festgestelltworden, in den Bezirken Friedland, Gablonz und Neichenberg z. B.

mehr als 90 v. .! Nachitis, Zahnfäule und Skrofulose, Drüsenerkrankungen,Nerven-

störungeti lmd Ubekklllvse,Nasen- und Nachenwucherungen, Blutarmut und Herz-
schwäche,das sind Erscheinungen,die in den schlimmsten Elendsgebieten einen Großteil
der heranwachsenden sudetendeutschenJugend mit dauernden körperlichen und damit

schließlichauch seelischenGebrechen bedrohen. Daß Baumrinde ins Brot gemischt wird,
daß Katzen und Hunde als ,,Schlachtvieh«herhalten müssen,daß verhungernde Menschen
auf den Straßen zusammenbrechen, das ist in den sudetendeutschenGebieten eine Erschei-
lllMg- über die die Zeitungen sich schon wie über etwas ganz Selbstverständlicheszu
berichten angewöhnt haben. Es ist unter solchen Umständenerklärlich,daß die sudeten-
deutschen Gebiete zu d e n Teilen Europas gehören, die die h ö ch st e n S e l b st m o r d -

ziffe r n aufweisen. Wenn man all« das, was hier nur mit wenigen Strichen angezei t

worden ist, überdenkt, dann kann man sich nicht mehr darüber wundern, daß innerhab
der sudetendeutschenVolksgruppe die Zahl der Todesfälle heute bereits
d i e G e b u r te n z a h l ü b e r st e i gt , daß die zahlenmäßigeStärke dieser Gruppe
nicht nur relativ, sondern auch absolut sinkt.

, «

Es sollen noch einmal zwei Aeußerungen,die den Geist der tschechischenPolitik be-

leUchkekheingeführt werden: ,,W i r m ü s s e n d a n a ch st r e b e n«, so hat im ver-

gangenen Jahre ein maßgebendertschechischer Sozialpolitiker an eine schwedische
Aerztin geschrieben, ,,e«inen Teil der Bevölkerung aufrechtziierhalten,
während wir andere Teile dem Hungertode preisgeben müssen«.
Und ein tschechischesNegierungsorgan hat vor kurzem einmal triumphierend berechnet,
daß bei einein Fortdauern der gegenwärtigen Lage im J ahr e 1970 in den Grenzen des

tfchecho-slowakischenStaates nicht mehr 3,5 EMillionem sondern nur noch 2,8 Millionen
Deutsche vorhanden und daß bis zu diesem Zeitpunkt die deutschen Volksinseln in Piler-
Vlldweis- Dstrau, Olmütz und Mittelmähren vollkommen verschwunden, die in ngllll-
Znaim, Troppau und der Slowakei zu bedeutungslosen Trümmern zusammengesunkekt
sein werden.

«

Die Tschechen scheinen sich ihrer Sache sicher zu sein. Sie scheinen aus ihrer, dein
Gedanken einer europäischenGemeinschaft wesensfremden Geistesverfassungheraus die

sittliche n Gesetze, die über dem Leben der Völker walten, als»nichtexistent zu

betrachten. Sie glauben, einem Zweige des deutschen Volkes, das sich seit 1 000 Jahren
als der beherrschende Qrdnungsfaktor der europäischenMitte bewährt hat, den Kampf
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bis zur PhysischenVerniehtung ansagen zu dürfen. Sie stellen weder die Kräfte, die durch
diesen Kampf im Gesamtdeutschtum ausgelöst werden, noch den Behauptungswillen des

Sudetendeutschtumsselber in Rechnung, das sich schon einmal, vok 500 Jahren- AUS eitlem

noch tieferen Zusammenbruche und einer noch furchtbareren Niederlage erhoben und sich
neu und befruchtend iiber ein verwüstetes Land auszubreiten vermocht hat« DlIK

Dimzig vor dem Völkerbimd
Am 26. Januar erstattete die polnische Regierung durch ihren Vertreter in Genf dem

Rate des Völkerbundes über die Erledigung des Auftrages Bericht, der ihr am 5- Oktober
v. J. vom Rate erteilt worden war. Der Auftrag bezog sich auf d i e K l är u n g d e II

durch den Konflikt des Danziger Senates mit dem Völkerbunds-
e o m m i ll A k g e s ch a f f e n e n L a g e. Der Konflikt war durch die fortgesetzten Ver-

lnchedes Kommissar-T die DAllzigekOppositionsparteien gegen die im Interesse der staat-
lichen Ordnung notwendigen innerpolitischen IRaßnahmen des Senates in Schutz zu
nehmen«hekddkgeknsenWokdelL Er hatte schließlichvon Seiten des Senates zu der Vet-

Weigsknngeinek Weikekell ZUsa menarbeit mit dem Kommissar des Völkerbundes geführt-
Zm-Berian der VFchandlungemdie zur Erledigung des der polnischen Regierung erteilten

Musikageanokkoekldtgwaren, gab der Senat die E r k l ä r u n g a b , ,,d aß d i e F r e i e

Spieles ihr Verhältnis zum Hohen Kommissar auf dem in dieser
H,lnlichk«bestehenden rechtlichen Statut ’basiert«· Diese Erklärung
isin III-M in dem Bericht der polnischen Regierung dahin erläutert, »daß der Hohe
FLomnnllAkVom praktischen Standpunkt aus bei der Ausübung seiner Funktionen, die im

NechksstakaiVorgefehen sind, darauf achten muß, daß dadurch keine Be-
lastung der inneren Verwaltung der Freien Stadt Danzig ent-

liehk«s.Weiter heißt es in dem Bericht: Unter den Jnformationen, die der

Ksmnnssakeinziehk, Um sich über die innerpolitische Lage Danzigs zu orientieren, »ge-
b«Uh»rtdenen des Senates diejenige Stellung, die dessen Auto-
ritat als der Regierung der Freien Stadt Danzig entspricht«.

anch diese Formeln des Berichtes wird die Forderung der Danziger Regierung, daß
lich dek,Kommissar einer von ihr als störend empfundenen E i n m i sch u n g in i n n e r -

zun z « g e r A n Ei e i e g e n h e i te n
, insbesondere einer Stützung der oppositionellen

DOHRN-zU e,"kh01tep,tht, grundsätzlichbestätigt und weikkk wird dkk sük die
. einzig-er Regierung

, beleidjgkndeZustand beseitigt, daß ihre Jnformationen vom

eeolgäjxissasgeringer elngelchatzkDdek gAr als weniger glaubwürdigbehandelt werden als

die titei ungen andererStellen. Jm Widerspruch hierzu hat aber der polnische Bericht
wie »auchdervom bfritischenAußeuministervorgele te Bericht des für Danzig ,,zuständigen«
Preikkaudlchuslkjgeinkkleike dem Kommissar das fecht zuerkannt, sich seine Jnformationen
ubefrdie Dukchsahkungder DanzigekVerfassung bei allen Stellen zu holen, die ihm hierzu«
gkclgllekerscheinen-Und andererseits der Danziger Regierung die Verpflichtung diktiert,
ele vom Kommissar gewuqfchkenJnformationen zu geben. Es ist offensichtlich, daß hier
«·nmedkfachekHlnlith noch UnAUsgeglichene Widersprüchebestehen.Der Poleekbandist auch dieses Mai feiner gewohnten Methode, niemals eine endgültigeund eindeutige Entscheidung zu treffen, treu geblieben. Er hat nicht zu dem Entschluß
aufzuraffen deknidchi- die Anselesenheiklo zu behandeln, wie es der tatsächlichenLage
entsprochen hätte Und Wie sie kukzlichAUcheinmal von der Londoner ,,T i m e s« klargelegt
worden ist: »Jed2 Spuk einer wirklichen Kontrolle dukch dek- Völkkkbuud ist praktisch ves-

ichwunde"«Es muß anerkannt wesdemdaß die Umstände,unter denen die Völkerbunds-
konkkdlle geschaffen Wdee- aufgehokt haben zU existieren, und daß ein neuer Start not-

wendig ist« Die Verfassung wurde SelahalfeMum die Deutschen gegen die Polen und

UmgekehkkzU deckeidigens Sie wurde U I cht SelchAffelbUm eine Gruppe von Deutschen
gegen andere Deutsche zu verteidigen.«

,

Bei der jetzt getroffenen Regelung, die, wie gesagt,
nicht frei von Widersprüchenist, ist die Möglichkeit neuer Konflikte nicht
von der Hand zu weisen. Es Wird Alles darauf ankommen, wie der neue

Kommissar des Völkerbundes zu der Weigerung des Danziger Senates, sich
in innerpolitische Fragen, vor allem in die restlose Niederwerfung der oppositionellen
Parteien, hineinreden zu lassen, einstellen wird. Diese Weigerung bleibt jedenfalls unver-
ändert bestehen. Die Danziger Regierung wird mit den oppositionellen Parteifunktionaren
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das tun, was sie im Interesse des Staates für notwendig hält, nicht das, was eine

staats- und volksfremde Stelle zu erlauben geruht.
Interessant isi das Verhalten der polnischen Regierung bei der Erledi-

gung des ihr erteilten Auftrages gewesen. Sie hat sich, wie es scheint, von der Unab-
wendbarkeit der Tatsache überzeugt,daß sich d e r N a t i o n a l so z i a l i s m u s wie im

Reiche so auch in Danzig über kurz oder lang im Sinne des von ihm vertretenen

Totalitätsanspruches d u r ch s e tz e n wird, daß die oppositionellen Parteifunktionäre also
kein Faktor mehr sein werden, mit dem Politik machen läßt« Das bedeutet natürlich
nicht, daß die polnische Regierung ein Interesse daran hat, diese Entwicklung zu beschleu-
nigen. Denn ein innerlich uneiniges ist ihr immer noch lieber als ein innerpolitisch fest-
geschlossenes Danzig. Ie mehr aber die Aussicht, mit innerdanziger Zwistigkeiten
politische Geschäfte zu machen, vermindert, um so größeren Wert legt die polnische
Regierung darauf, die wirtschaftlichen und volkspolitiskhen Rechte
Polens in der Freien Stadt gesichert oder gar noch erweitert zu

se h e n. So ist es kein Wunder, daß die polnische Regierung auch die Gelegenheit des ihr
erteilten Auftrages dazu benutzt hat, für Polen etwas zu profitieren, und daß es ihr dabei

überhaupt weniger auf die Rechte des Völkerbundes angekommen ist als auf die

polnischen Rechte. Die Rechte des Völkerbundes haben für sie im Grunde nur insofern
Interesse, als sie geeignet sind, die für Polen unerwünschteEigenbeweglichkeit der Freien
Stadt zu beschränken,vor allem insofern, als die ,,Garantie« der Danziger Verfassung
durch den Völkerbund ein Hindernis für die immer gefürchteteRückkehr Danzigs zum
Reich ist. Bezüglichdes Verhältnisseszwischen Danzig und Polen haben die Verhand-
lungen, die an sich ja nur auf das Verhältnis Danzigs zum Völkerbund beziehen
sollten, zu einer Vereinbarung geführt, in der im wesentlichen die beiderseitige
Achtung der vertraglichen Verpflichtungen (über die allerdings zum
Teil weitgehende Meinungsverschiedenheitenbestehen) erneut zum Ausdruck gebracht
worden ist. Der Danziger Senat hat noch einmal seine Bereitwilligkeit betont, »alle
vertraglichen Rechte Polens politischer und wirtschaftlicher Art

zu achten und insbesondere bei der Danziger Gesetzgebung sowie bei der Handhabung
dieser Gesetze durch Danziger Verwaltungs-· und«Gerichtsbehördendie polnischen Rechte
nicht anzutasten«. Weiter ist von Seiten des Senates zugesagt worden, zu prüfen ,

,,ob er weitere Mittel und Wege finden kann, um den Schutz der

Interessen derpolnischen Bevölkerung und der polnischen Wirt-

schaftskreise im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu sichern«.
Für den Fall, daß INeinungsverschiedenheiten auftauchen sollten, ist von Seiten des
Senates die Bereitschaft zu V e r h a n d l u n g e n zugesagt worden« Die polnische
Regierung hat ihrerseits erklärt, die aus dem Statut der Freien Stadt und den

Verträgen ergebenden wirtschaftlichen und rechtlichen Beziehungen achten und nicht an-

kllskellzu wollen. Wenn Polen aus dieser Vereinbarung etwa die Zusage einer Erweite-

rung der polnischen Rechte ableiten sollte, so könnte das für die nachbarliche Gestaltung
seines Verhältnisseszu Danzig nicht förderlich fein.

Eine trübe Bilanz
Bei der Beratung des polnischen Staatshaushaltes im Sejm sind

einige interessante Fragen zur Sprache gekommen. Die Berichterstatter haben bei der

Darlegung offensichtlicherINißstände im allgemeinen ziemlich freimütiggeäußert. So ist
das Gesamtbild, das die Aussprache über die Haushalte des Sozial-, Kultus-, Ver-

kehrs- und Iustizministeriums ergeben hat, ziemlich trüb ausgefallen.
III

Der natürliche Bevölkerungszuwachs in Polen geht ständig
zu r ü ck; er ist von 1930 bis 1935 von 17,0 auf 12,1 v. T. gesunken. D e.r a l l g e -

meine Gesundheitszustand ist schlecht. In den Ostwojewodschaften sterben
20 v. der S ä u g l i n g e im ersten Lebensjahr. Das Fehlen jeder sachkundigen
G e b u r t s h i l f e in weiten Gebieten des Staates richtet jährlich viele Tausende von

Frauen zugrunde. Allein an S ch w i nd s u cht sterben in Polen alljährlich etwa 70 000

Menschen; die Zahl der Schwindsuchtkranken beträgt etwa 1 Million. Der Grund ist
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m ,de11 l e ch te n W oh n v e r h ä l t n i s f e n breiter Bevölkerungsschichtenzu suchen·
Die Zahl der Syphiliskranken steigt ständig; in der Stadt Posen z.B. ist sie in
den letztenzwei Jahren von 1 293 auf 2084 gestiegen. Als beunruhigend muß die Zu-
nahme dieser eminent volksschädigendenKrankheit vor allem Unter der Landbevölkerung
bezeichnetwerden. Der Anteil der für den Militärdienst untauglichen Personen ist
Illßerordentlichhoch. 8,9 v. der Gemusterten ist lungenkrank, 4,6 v. leiden an der

agdpkischenAugenkrankheit, 17,7 v. sind körperlich nicht genügendentwickelt. Das

weitestverbreitete Uebel ist der schlechte Zustand der Zähne. Jn manchen Kreisen müssen
190 V. der Gemusterten als dienstuntauglich zurückgestelltwerden. Niehr als drei

FUnftelaller in Polen vorhandenen Aerzte praktizieren in den 28 größerenStädten
des Staates. Auf dem Lande entfallen auf je 10 000 Menschen im Durchfchnikk nur

etwa-S über 3 Aerzte (in der Schweiz 106). Jn zwei Fünfteln aller Kreise des Staates
kOtnmt auf je 100 Quadratkilometer noch nicht einmal ein Arzt!

sc

Von den versicherten E r w e r b s tätig e n Polens verdienen 60 v. H. weniger als

«200Zloty und 43 v. H. weniger als 100 Zloty im JRonatl Jn der Schwer- und JUitteL

Industriehaben im August 1935 über 11 v. der Beschäftigtenweniger als 10 Zloty
ln der Woche verdient! Wenn man die Gesamtsumme der Löhne, die im Jahre 1928 zur

AUszcthlunggelangten, zugrunde legt, ergibt bereits bis zum Jahre 1935 ein Nü ek-

Sa·ng der Gesamtlohnsumme um 51 v. Seitdem ist die Lohnhöhe noch
weiter gesunken. Etwa zwei Millionen landwirtschaftlicher Betriebe umfassen weniger als
5 Hektar, eine IRillion weniger als 2 Hektor Fläche Vo n 22 M i l l i o n e n

enschen, die in der Landwirtschaft beschäftigt sind, sind
9»Millionen im Grunde als Unbeschäftigt zu bezeichnen. Die Zahl
d«leserüberflüssigenKräfte vermehrt sich in jedem Jahre um etwa 300 000. Das staat-
licheW i n te r h i l f s w e r k hat nicht funktioniert. Die Landwirtschaft hat die dem

Hilf-Zweckversprochenen Lebensmittel nur teilweise geliefert· Von den zugesagten 100 000

rTonnenKartoffeln sind tatsächlich nur 29 000 Tonnen, von den versprochenen 40 000
»t.onnen Noggen sogar nur 3 000 Tonnen dem Hilfswerk zugestellt worden.

.

.

Dle Zahl der kriminellen Vergehen und Verbrechen hat im

gjtfpke1927 etwa 3»7(Zoobetragen, im Jahre 1935 aber 415000. Die

vixlalgängsestud,gsgerakklg«"15kekw»a60 000 Sträflingen belegt; das sind doppelt so
die EinridokruåwelJalårenzDJeleZustandezwingen, die Errichtung neuer Gefängnisse und

den Gefän)nisse
Von

lkbelkdhllufernin Angriff zu nehmen« Die hygienischen Zustände in

Hauptsachsvier:
Ver Ungen lchaffsteK»ritik.Die Zunahme der Kriminalität wird in der

A euren Und d
ksachk durch dle erhohte umstürzlerische Tätigkeit fremder

»

g
t l

-

ch MNZMder schweren Wirtschaftsnot hervorgerufenen V e r f a l l d e r
o f f e n

lkt,
e n

,

o k a l- »DiebstahlöffentlicherGelder, Bestechungen, NachlässigkeitUnd proke lonswkrtschaftf das sind die Namen der Krankheiten, die den jungen
JegantsmusunsererStaatlichkeit zersetzen.«. . . »Wir wollen nicht, wie der Vogel
ENGELden KPPf

m

dglSand stecken- sondern offen zugeben, daß d er Diebstahl
hxtg«oflflen·tlcheåtrglcheksöerschreckende Ausmaße angenommen

spinIt
ebel die o

d
es Uchke,klichen Nachwuchses führte der Justiz-

D«,
lsek U« As GEIST«Von en, 2 900 Geklchtsapplikantenbeziehen kaum 10 v. Gehalt.

,

ie anderenbefinden oft in einer verzweifelten wirtschaftlichen Lage. Jch kenne Fälle,m denen sich km GerichkdapkllkakskVon einem monatlichen Gehalt von 20 Zloty ernährenmußte« Jch kenfleVlele Falle- m denen dek Applikant seinen Lebensunterhalt als

ungelernterArbeiter verdienen mußte. Jch kenne einen Fall, wo der Appljkank im Winkel

HmekAgachkemzthlsngwohnteundnicht einmal ein eigenes Bett besaß. Jch kennen einen

Hall,,wo ein Jpplikant tm Gerichtssaal während der Verhandlung vor Hunger ohn-
machtig wurde . . .«

« .

Is-

Ausführlichckvllkdebei der BekAkUngdes Haushaltes des Kultusministeriums über die

kakllstkdphalk Ldge des SchUIwesens in Polen gesprochen. Die Volks-
lchUleUwerden zur Zelt Vdn insgelamc 5 Millionen Kindern besucht. Zu ihrer Unter-

richtung wären normalerweise mindestens 100 000 L e h r k r ä f t e n ö t i g. Tatsächlich
sind jedoch n ur 70 000 beschäftigt. Verheerend sind die Zustände hinsichtlich der

Schulgebäudefür den Volksschulunterrichtz e s f e h l e n zu r Z e i t r u n d 45 000
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U n te r r i ch t s r ä u m e. Diese Nzängel hofft man in einem Zeitraum von

18 Jahren beheben zu können. Doch hat bisher wegen Mangels an Mitteln noch in

keinem Jahre das vorgesehene Bauprogramm durchgeführt werden können. Etwa
800 000 Kinder haben im vergangenen Jahre überhaupt keine Schule besucht. Die Lage
im Mittelschulwesen und an den Universitäten ist nicht viel besser. Die
Laboratorien der Warschauer Universität befinden in einem solchen Zustand, daß die

dort arbeitenden Studenten des öfteren Vergiftungen ausgesetzt sind. Die Näume des

Jnstituts für ärztlicheChemie in Krakau sind so feucht, daß darunter die chemischen
Arbeiten leiden. Ein Teil der Nationalbücherei in Warschau ist durch Feuchtigkeit von

der Vernichtung bedroht. Die Gebäude des Warschauer Staatsnrchivs befinden sich in

einem derartigen Zustand, daß sie wegen Einsturzgefahr vor kurzem teilweise geräumt
werden mußten. Von den 824 Lehrstühlenan den Univers-tätenund Hochschulen sind zur

Zeit nicht weniger als 143 unbesetzt. Der Lehrbetrieb wird fortgesetzt durch die anti-

se m i t i s ch e n K u n d g e b u n g e n der nationalen Studenten gestört. »Es muß«,.
so sagte der IRinister hierzu u. a., ,,mit Bedauern festgestellt werden, daß ein großer
Teil des Volkes mit der demvnsirierenden Jugend sympathisiert·"

Jn diesem Zusammenhang seien einige IRitteilungen über d i e si t t l ich e n Z u -

stände unter der polnischen Schuljugend erwähnt, die kürzlichim Amts-

blatt des Krakauer Schulkuratoriums mit eteilt worden sind: Schwere Schlägereien,bös-

willige Beschädigungvon Büchern und eften sowie Drangsalierung der Schwächeren
seien alltäglicheErscheinungen unter den Schülern. Aber ebenso alltäglich seien
Diebstähle, Verbrechen gegen das keimende Leben und Ge-

sch l e ch t s k r a n k h e i te n. Jm Krakauer Schulbezirk (ohne die Stadt Krakau) seien
im vergangenen Jahre 90 Fälle von Schwangerschaftsunterbrechung bei 14 bis isjährigen
Schülerinnen, bei etwa 200 Schülern und Schülerinnen Geschlechtskrankheiten und

hunderte von Diebstählen, an denen schulpflichtige Jugendliche beteiligt gewesen sind,
festgestellt worden!

H

Der Zustand des polnischen Verkehrsw esens ist wenig erfreulich. Für den

Personenverkehr werden in Polen auf den Kopf der Bevölkerung jährlich 6 Zlvty, in den

Vereinigten Staaten 1 000 Zloty verausgabt. Unter 144 Millionen Fahrgästen eines Jahres
hat es 126 JNillionen gegeben, die mit ermäßigten, und nur 16 Millionen, die mit

normalen Fahrkarten fuhren. Die Zahl der Eisenbahnangestellten ist in Polen im Ver-

hältnis zur Länge des Eisenbahnnetzes die größte der Welt. Von den drei Grund-

bedingungen der IN o to r i s i e r u ng : gute Wege, billiger Brennstoff und billiges Auto,
ist in Polen auch nicht eine vorhanden. Jn den Vereinigten Staaten entfällt auf je
5,2 Einwohner, in Polen erst auf je 1 281 Einwohner ein Auto. Hinsichtlich der Motori-

sicrung steht Polen unter den zivilisierten Staaten der Erde an einer der letzten Stellen.

O

Der Pessimismus, zu dem diese offen zutagetretenden Gebrechen des polnischen Volks-
und Sozialkörpersberechtigen, macht trotz der französischenKredite auch a uf m i l i -

kä l· i s ch e m G e b i e te bemerkbar. Nicht daß die polnischeHeeresleitung den Mut sinken
ließe. Davon ist nicht die Rede. Aber sie ist sich der menschlichen und vor allem der

materiellen Grenzen der polnischen Nüstungsmöglichkeitenbewußt. Und sie fordert daher
mit Nachdrurk, daß alles, was in Polen geschieht,unter dem Gesichtspunkt der Hebung der

milikäkischenSchlagkraft angefaßt und alles, was diesem Zweck nicht dient, zurückgestellt
wird. Dabei weiß sie, daß Polen auch bei Heranziehung fremder Finanzhilfe nicht
in der Lage sein wird, seine militärische Rüstung auf den Stand

se i n e r N a ch b a r n z u b r i n g en. Sie ist aber davon überzeugt, daß diese durch die

Wirtschaftliche Schwäche des Staates gebotene Beschränkung die Aufrechterhaltung del-'

internationalen Position Polens nicht in dem Nkaßh wie manche Kreise zu glauben scheinene
beeinträchtigenwird. Denn es gibt nach der Meinung des Kriegsministers Kaspkzyckl
eine Reihe von Umständen, die das militärische Uebergewichk DEF
anderen Staaten gegenüber Polen neutralisiere. Das heißkt dle

Stärke Polens beruht auf den Gegensätzen,die zwischen den anderen NIächten bestehen.
It

INehrfach war

wägirend
der Aussprache im Sejm von der immer brennender werdenden

J u d e n f r a g e die ede. Dabei wurde von Seiten der Rzgzierungsmitgliederjede-anti-
semitische Note vermieden und die nationaldernokratische ethode der anttsemitischen

50



Demonstrationen ziemlich scharf kritisiert. Ministerpräsident S k l a d ko w s ki drohte
den endekischenFührern mit Bereza Kartuska für den Fall, daß die judenfeindlichen Aus-

schreitungen,deren im vergangenen Jahre allein in der Wojewodschaft Bialystok 348

gezählt wurden, fortdauern sollten. Doch wurde auch von Negierungsseite die Not-

wendigkeit, aus wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gründen die Zahl der Juden in

Polen zu vermindern, durchaus nicht bestritten. Das jüdischeProblem, sagte der Außen-
minister, werde bedeutend normaler als durch Demonstrationen dadurch gelöst werden

können, daß man den Juden gesunde Auswanderungsbedingungen
gibt; hierbei werde ihnen die polnische Regierung ihre wohlwollende Hilfe und Unter-

stützungzuteil werden lassen. Jn den letzten 15 Jahren haben insgesamt 362 000 J u d e n

P o l e n v e r lasse n ; die Hauptwanderungsziele sind die Vereinigten Staaten mit

166 000, Palästina mit 95 000 und Südamerika mit 66 000 jiidischen Emigranten gewesen.
An der UebersättigungPolens mit Juden hat durch diese immerhin beträchtlicheAus-

wanderung gar nichts geändert. Es wird, um zu einer fühlbaren Entjudung zu gelangen,
notwendig sein, nicht nur Einwanderungsgebiete für die Juden zu schaffen (was eine

Zusammenarbeit mit anderen Staaten voraussetzt), sondern auch g esetzlich e Maß-
nahmean ergreifen, die den Juden ein weiteres Verbleiben inPolen
v e r l e i d e n. Jn dieser Hinsicht hat die polnische Regierung bisher n i ch t s unternommen.

Jrredenia2
Das tschecho-slowakischeGesetz zum Schutze der Nepublik vom 19. März 1923 (Nr. 50

der Sammlung derGesetze und Verordnungen) kurz Schutzgesetzgenannt, verdankt seine
Entstehung dem Attentat auf den damaligen Finanzminister Dr- Raschin. Sein Vorbild
war das damalige reichsdeutscheSchutzgesetz·Zum ersten Male wurde es in dem Prozeß
gegen den ngauer Fachlehrer Jgnatz Goeth angewendet. Damals wurde auch unter

den reichsdeutschen Verbänden, mit welchen der Angeklagte in Verbindung stand, der

Sudetendeutsche Heimatbund genannt. Aber auch das Deutsche Auslands-Jnstitut in

Stuttgart befand auf der Liste der elf angeblich irredentistischen Verbände, die in

diesem Prozeß eine Rolle spielten. Es war die einzige Einrichtung, die nach einer vom

Abgeordneten Jng. Jung im Prager Parlament eingebrachten Jnterpellation aus dieser
Liste gestrichen wurde.

,Seithe,rist da»stschechischeSchutzgesetzoft angewendet und — sagen wir es so wie
es Ist ,-

1mmer ofters mißbrauchtworden. Man ersparte den vom Staatsanwalt

zu erbringenden Nachweis umstiirzlerischerTätigkeit des oder der Angeklagten durch einen
vom Oberst-enGericht ausgeklügeltenDreh, der in der oberstgerichtlichen Entscheidung
vom 1.Jul1 1933 zum Urteil des Kreisgerichtes Brünn im sogenannten Volkssport-
Prozeß seinen klasstschen Niederschlag findet.

Jn dieser obersigerichtlichen Entscheidungheißt es wörtlich:

»Wenn daher das Urteil Wes Kreisgerichtes Brünn) auf Grund dieser Schriften (Adolf
Hitley Alfred Rosenbekg, ,DI·-«GokbhelGGottfried Feder) feststellte, daß das Ziel der NSDAP.
in Deutschland die Aufrlchtung eines geschlossenen Nationalstaates ist, bei der auf keinen

Deutschenin den an Deutschland grenzenden Ländern, somit auch nicht auf die in der tschecho-
llowakischenRepublik Wohnenden Deutschen verzichtet werden würde, somit auch die Los-

reißung des tschechoslowakischenStaatsgebietes, in welchem Deutsche wohnen bezw. die Mehr-
heit der Bevölkerung bilden, anstrebt, so bringt es hiermit bloß das zum Ausdruck, was sichdie
Partei durch den Mund ihrer Theoretiker zUM Programm setzt. Die vom Erkenntnisgerichte
aus den erwähnten Beweisurkunden abgeleitete Schlußfolgerung,daß die Jdee eines Groß-
deutschland in dieser Auffassung die terwtericlle Sicherheit des tschechoslowakischen Staates

bedroht, erweist sich somit als eine formell richtige und einwandfreie. . . . Vom Gesichts-
punkte der den Schutz des Staates normierenden Strafgesetze ist es irrelevand, ob die Bek-

wirklichung einer bestimmten Jdee, einer bestimmten Weltanschauung in näherer oder fernerer
Zukunft denkbar ist. . . . Diesbezüglichwürde es nicht einmal so sehr darauf ankommen, daß
gerade die gewaltsame Durchführung territorialer Aenderungen als solche das Ziel der NSDAP.
ist. Entscheidend ist, daß es nicht möglich wäre, derartige territoriale Ziele ohne Gewalt

zu verwirklichen und daß somit alle auf Verwirklichung dieses Programms gerichteten Bestrebungen
schon begrifflich das Merkmal der Gewaltsamkeit in sich schließen.. . .
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AuchdasStrebennachdemSelbstbestimmungsrechteeinesVolkes,
insoweitdiesesinfolgeseiner geographischenZerstreuungin andere

Staatsgebiete andersstaatliche nationale Minderheiten bildet,
kann den Lebensinteressen bestehender Staatsgebilde wider-

streiten. Jm Hinblick auf diein der Tschechoslowakischen Republik
wohnhafte Bevölkerung deutscher Nationalität erweisen sich der-

artige Bestrebungen nach Selbstbestimmung mit der Jdee des tsche-
chosloroakischen Staates als eines einheitlichen, unteilbaren

Staates,unvereinbar."

Soweit die oberstgerichtlicheAnschauung. Sie ist klar und deutlich, wenn auch nicht
logisch einwandfrei und vor allem nicht mit den Bestimmungen des Schutzgesetzes über-
einstimmend, in dessen § 1 es ausdrücklichheißt: »Wer mit Gewalt« . . . . das und jenes
tut, wird bestraft. Es ist selbstverständlich,daß dieses ,,mit Gewalt« auch für den § 2

usw. Anwendung findet.
Erforderlich ist also unter allen Umständen das tatsächlichgegebene Moment der

Gewalt und nicht die Anschauung einiger Näte eines Gerichtes und sei es auch das Oberste
Gericht, »daßirgendeine Handlung oder irgendein Streben schon begrifflich das Merkmal
der Gewalt in sich schließe. Denn wer kann heute sagen, ob nicht in zehn oder zwanzig
Jahren das, nebenbei bemerkt, demokratische Selbstbestimmungsrecht ohne Gewalt-

anwendung durchführbarist? Oder glaubt man nicht daran, daß sich die Tschechen jemals
zu einer Auffassung bekehren, die eine Neuregelung Europas auf durchaus friedlichem
Wege ermöglicht?

Aus der Anschauun des Obersten Gerichtes entspringt eine Nechtsprechung, nach
welcher schon die bloßezugehörigkeitzur NSDAP., noch mehr aber jene zur SA., SS.,
HJ. unter die Bestimmungen des § 2 des Schutzgesetzes(Vorbereitung von Anschlägen
gegen die Nepublik) fällt. Jeder Neichsdeutsche, der bloß einer dieser Gliederungen
angehört, begeht nach Auffassung der tschechischenGerichte und Behörden bereits ein

»Verbrechen", das mit einer Mindestsirafe Von zwölf Monaten schweren Kerker (Zucht-
haus) geahndet wird. Ebenso wird jeder in der Tschechoslowakei lebende Deutsche
bestraft, der mit einer dieser Gliederungen oder mit Personen, die ihnen angehören,
Fühlung unterhält. Selbst die Zugehörigkeit zur DAF., zum BDM. und ähnlichen
,,gleichgeschalteten«Gliederungen wird nach § 17 (Geheimbündelei)als Vergehen mit

Gefängnis in der Dauer von sechs Monaten bis zu zwei Jahren bestraft·
VDA., SHB., Bund heimattreuer Hultschiner fallen unter den § 2. Der VDA

spielte schon im eingangs genannten Prozeß Goeth eine Rolle und kam seither oftmals
vor. Zum Beispiel auch im Prozeß gegen Dr. Patscheider und Genossen.

Nachstehend sei eine bezeichnendeAnklageschrift wiedergegeben. Sie betrifft die Zuge-
hörigkeit zum Sudetendeutschen Heimatbund

st 2273J3613
Ob 572s36

An das TK 989s36
Kreisgericht Brüx

zu Händen des Herrn Untersuchungsrichters.

Anklageschrift.
Die Staatsanwaltschaft in Briix erhebt gegen Josef Börner, geboren am 4. Oktober

1893 in Vrandau, dortselbst zuständig, röm.-Fath., Gastwirt in Olbernhau, Hüttenreihe 24-

derzeit in der ordentlichen Untersuchungshaft beim Kreisgericht in Brüx

die Anklage,
er habe sich in den Jahren 1935 und 1936 in Deutschland, namentlich in Olbernhau mit Anderen

zu Anschlägengegen die Republik im Vereine

»SudetendeutscherHeimatbund«

vereinigt und habe hierdurch das Verbrechen der Vorbereitung von Anschlägen gegen die

Republik nach § 2 Abs. 1 des Ges. Nr. 60s23 Slg. d. G. u. V. begangen und sei hierfür nach
§ 2 Absatz 5 desselben Gesetzes mit schweren Kerker von einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

Beantragt wird die Vornahme der- Hauptverhandlung vor dem nach §§ 13 und 54 StPQ
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zuständigenKreisgerichte in Brüx und die Verlesung der« Anzeige Blz. 1—2 mit der bei-

geschlossenen Zeitschrift
»Der Sudetendeutsche«,

die Mitteilung Blz. 9 und die beizuschafsenden Eignun sausweise.
Beantragt wird, den Beschuldigten gemäß 175, 2, 4, 180 StPsQ in der ordentlichen

Untersuchungshaft zu belassen.
«

G r ü n d e.

Der Beschuldigte gesteht, im Jahre 1935 in den ,,Sudetendeutschen Heimatbund«,Orts-

gruppe Olbernhau, eingetreten zu sein und an einer Versammlung dieses Vereins teilgenotnmen
zu haben. Er zählte auch die Mitgliedsbeiträge und beteiligte sich auch sonst an der Tätigkeit
des SHB. Jnsbesondere bemühte er sich darum, daß der SHB. bei ihm in seinem Gasthause
seine Versammlungen nnd Vereinstätigkeit abhalte. Der Beschuldi te behauptet, daß ihm die

anschlagerischen Ziele dieser Organisation, die gegen die Einheitlichkeitder tschechoslowakischen
Republik gerichtet sind, nicht bekannt waren.

Diese Verteidigung des Beschuldigten muß als reine und durchsichtige Ausrede betrachtet
werden. Denn es ist heute notorisch bekannt und insbesondere einem solchen IRanne, wie dem

Beschuldigten, welcher längere Zeit schon im Grenzgebiete und in Deutschland wohnt, d aß die

Tätigkeit des SHB. nicht nur irredentisch ist, sondern daß sein erstes
und spezielles Programm darin liegt, womöglich bald die gewalt-
same Losreißung des von Deutschen bewohnten Gebietes unseres
Staates und dessen gewaltsame Einverleibung an Deutschland zur

Errichtung des sogenannten Dritten Reiches zu erzielen.
Staatsamvaltschaft in Brüx am 4. Juli 1936.

Prokurator:
» (Unterschrist unleserlich.)

Der SHB· wird also durchaus auf eine Stufe mit der NSDAP. und ihren Gliede-

runcgengestellt· Auch sein Ziel ist das Dritte Reich.
ine tatsächlicheJrredentatätigkeitdes SHB. wird nicht behauptet. Sie wäre auch

nicht nachzuweisen. Nach den Anschauungen des Obersten Gerichtes ist dieser Nachweis
allerdings überflüssig

Diese Anschauung des Obersten Gerichtes ist auch jene aller tschecho-slowakischen
Behörden des Jn- und Auslandes. Vor uns liegen eine Anzahl Postkarten des tschecho-
slorvakischen Konsulats Chemnitz aus dem Jahre 1936· Sie sind an Deutsche tschekl)o-
sloroakischer Staatszngehörigkeit gerichtet, die im Deutschen Reiche wohnen und besitzen
folgenden lakonischen Inhalt:

»Dtl mit-·inzwischen festgestellt haben, daß Sie Mitglied des SHB. sind, können wir Jhnen
den Paß nicht einhändigen.«

Dieser Karte geht eine andere folgenden Jnhalts voraus:

«Das KVUsUlAkersucht Sie hiermit, Jhren Reisepaß zur Einsichtnahme nnd eotl. Berich-
tigung binnen BreiTagen hieramts vorzulegen. Andernfalls wird der Reisepaß für ungültig
erklärt werden.

Das ganze Nekmk Man »k0kkekte Beziehungen«zum Deutschen Reich. So wird der

Sudetendeutschebehandelt, der nichts anderes verbrochen hat, als daß er einem lands-

makmschaftlichen Verein anschxoßDenn etwas anderes ist der SHB. bisher nicht
gewesen.Die tschechischenBehorden und Gerichte stempeln ihn jedoch zum irredentistischen
Vereins Eine-ZEIS- UM ihrer Gehälsigkeikgegen das Sudetendeutschtum und auch gegen
das Reich die Zügel schießenzu lassen, andernteils, ums die im Reiche lebenden Sudeten-

deutschenin den von den tschechischenKonsulaten geförderten»Es u n d d e r D e n t·s ch e n

aus des tichechoslowokiichen Nepublik« Sitz BukkJWestfaten
hineinzukkeiben. Dieser famose Bund verlangt von seinen Mitgliedern keine Deutsch-
siämmigkeitserklärung

«

Aus diesenDingen wäre die logischeSchlußfolgerungzu ziehen, daß erstens der SHB
eigentlich tatsächlich eine irredentistische Vereinigung werden müßte, was er bisher
nicht war. Und zweitens, daß seinen Mitgliedern im Deutschen Reiche eine rechtliche
Stellung eingeräumt wird, die sie den Reichsbürgerneinigermaßen ähnlich stellt. Eine

Rückkehr in die alte Heimat ist ihnen nach dieser Auffassung der tschechischenGerichte
und Behörden unmöglich. Sie wäre gleichbedeutendmit zwölf Monaten Zuchthaus.

-

Rudolf Jung.
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Osicand-Chronit
Das Deutschtum in Pommerellen

Die Volkszählungsergebnissefür
Pommerellen, über die in Folge 2,
Seite 25, berichtet wurde, liegen inzwischen
vollständig vor. Die in dem dortigen Be-

richt noch nicht ausgeführtenErgebnisse für
die Kreise Briesen, Karthaus, Pr.-Star-
gard, Zempelburg und die Stadt Gdingen
sollen daher hier nachgetragen werden.

(Der Kreis Mewe ist aufgelöst worden.)
Die Zahl der Deutschen hat betragen:

1910 1921 1926 1931

Brieer . · . . . . . 24 007 14 678 7 615 7 031

Kanhaus . . . . . . 14 170 Z 057 4 800 4 445

pr. Stargokd . . . . 17165 5946 2909

I z 433
Wespe . . . . . . . . 5 495 1 487 1 269

Zempeiburg . . . . . 21 554 13460 10 866 11 952

Jnsgesamt hat es nach der polnischen
Volkszählung von 1931 in der Wojewod-
schaft Pommerellen 105 400 D e U t s ch e

gegeben, davon entfällt auf die Städte ein

knappes Viertel. Die Gesamtzahl der

Evangelischen hat 1931 in der Woje-
wodschast 90 812 betragen. Da das

Deutschtum (deutsche Niuttersprache) im

Jahre 1910 in dem vom Reiche abge-
trennten Gebiet der Provinz Westpreußen
421033 Seelen gezählt hat, bedeutet das

Ergebnis von 1931 einen N ü rk g a n g u m

genau drei Viertel des Vor-

kriegsstandes. Jn den Städten des

genannten Gebietes hat es 1910 162690

Deutsche gegeben, 1931 nur norh 23 448;
das städtische Deutschtum ist
also auf ein Siebentel seines
Vorkriegsstandes zusammen-
geschmolzen. Auf dem Lande hat sich
das Deutschtum besser behauptet; hier ist
seine Zahl von 1910 mit 258 343 bis 1931

auf 81 952 Seelen zurückgegangen;das ist
ein Rückgang um reichlich zwei Drittel.
Die Kreise mit den meisten Deutschen sind
Schweiz und Zempelburg Die Stadt mit
den meisten Deutschen ist Graudenz (3 608).
Es folgen Thorn (2 450) und Dirschau
(2 121). Die Stadt G d i n g e n , die nach
den Nieldungen des Einwohnermeldeamtes
jetzt die 100 000-Grenze erreicht haben soll,
hat im Jahre 1931 nur 329 Deutsche
gezählt!

Grazynski über den 15. Juli 1937

Jn seiner Rede zum Wojewodschafts-
haushalt im SchlesischenTeilgebietslandtag
hat sich der Wojewode Grazynski am
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25. Januar in folgender Weise zum Ab -

lauf des Genfer Oberschlesien-
abkommens am 15. Juli d. J. ge-
äußert: »Ich habe die lleberzeugung, daß
die ganze Bevölkerung Schlesiens diesen
Tag, an dem die letzten Einschränkungen
der staatlichen Souveränität wegfallen, be-

grüßen wird. Beim Erlöschen der Genfer
Konvention verliert die Bevölkerung nichts.
Die Sozialrechte werden auf keinem Gebiet

eingeschränktwerden, und die für das All-

gemeinwohl nützlichenGesetze, die bisher
wegen der Vorschriften der Genfer Kon-

vention an den Grenzen der Wojewodschaft
haltmachen mußten, werden von da ab so
wie im ganzen Staate ihre Anwendung
finden. Jch brauche hier nicht erst zu unter-

streichen, daß die Angelegenheit der Genfer
Konvention in keinem Zusammenhang steht
mit der schlesischenA U to n o m i e , die als

Gesetzesakt einseitig vom Sejm der

Nepublik gegeben wurde. Die hier woh-
nende nationale Minderheit fällt
unter den Schutz der allgemeinen Landes-

gesetze,die jedem Bürger ohne Rücksicht
auf seine Nationalität und sein Bekenntnis

gleiche Rechte und Pflichten garantieren·
Auf wirtschaftlichem Gebiet hat die Genfer
Konvention bereits ihre Bedeutung ver-

loren, da die Devisenvorschriften und die

Neuregelung der Handelsbeziehungen eine

andere Lage geschaffen haben. Von dieser
Seite sind keine Erschütterungen zu er-

warten-« Besonders betonte der Woje-
wode, daß mit dem Ablauf des Ober-

schlesienabkommens d i e V e r k e h r s -

karte wegfallen werde.

Tanzvergnügen überfallen
Am 24. Januar wurde in Königshütte

ein Tanzvergnügen der Ortsgruppen
Schwientochlowitz und Bismarckhütte der

Jungdeutschen Partei von einigen
Polen, die in den Saal einzudringen ver-

suchten, gestört. Als die Eindringlinge am

Eingang von den Qrdnern angehalten
wurden, fingen sie an, mit. Messern und

anderen Gegenständenum zu schlagen.
Bei der Schlägerei wurden v i e r D e u t -

sche durch Messerstiche in Rücken,

Arm, Kopf und Unterleib v e r l e tz t· Nach
dem Ueberfall ergriffen die Messerhelden
die Flucht. Einer von ihnen wurde verhaftet·

Polnische Freundschaft in Liberia

Jn einem Buche von Koprzyn-
ski, das unter dem Titel ,,L i b e ria" in



einem Warschauer Verlage erschienen ist,
wird ein polnischer Kolonialmann namens

a k a r r z y k erwähnt. Dieser Mann

hat im Jahre 1934 im Auftrage der polni-
schen See- und Kolonialliga mit
der Regierung der Negerrepublik Liberia
einen V e r t r a g abgeschlossen. Jn diesem
Vertrage hat Liberia mit der Ueber-

gabe von 50 Farmen an polnische Bürger
bei Kakata und in der Gegend von Webbo

einverstanden erklärt, eine Freihafenzone
für polnische Waren geschaffen,-polnischen
Geologen Forschungen gestattet und polni-
schen Kaufleuten und Pflanzern die Meist-
begünsti ung gewährt. Polen hat schließ-
lich in Ronrovia ein Konsulat eingerichtet
und Liberia hat einen Vertreter nach War-

schau geschickt. Die See- und Kolonialliga
hat dem genannten Makarrzyk für seine
Tätigkeit den Titel eines »polnischenLam-
rence« verliehen.

Polnische Sylvesterfeier
Jn Gembitz (Provinz Posen) wurde

in der Sylvesternacht der deutsche Volks-

angehörige Nest überfallen. Als er um

Mitternacht seinen 15jährigeniSohn, der
die Glocken geläutet hatte, von der Kirche
abholte, fand er die Kirchentür von außen
verrammelt. Einige Polen suchten ihn zu-
nächst an der Beseitigung des Hindernisses
zu hindern. Während Nest nach der Oeff-
nung der Tür auf seinen Sohn wartete,

fortgrdeferdvonKetgalZO
bis 40 Leuten, die

i au em ir a ver ammelt atten,
beschimpft. Und älsIZerdännmit lseinem
Sohn den Heimweg antrat, fiel die Meute
ubek Ihn her: »Macht es kurz mit den
Httlersl Nur hauenl" Der Deutsche
kkhlelkmehrere Schläge. Die Angriffe auf
seinen Sohn wehrte er ab. Dann lief er

verfolgt von der polnischen Bande, davoni
Einige Zeit spater wurde auf seine Woh-
nung ein Steinbotnbardement eröffnet.
Dabei wurden einige Fenstern zertrümmert.
Auf diese, nicht ungewöhnlicheWeise wurde
von den Gembitzer Polen Sylvester gefeiert.
Unter den am Ueberfall Beteiligten be-

fanden sich nicht nur junge Burschen, son-
dern auch einige ältere verheiratete Leute,
die sich zur sogenannten besseren Gesell-
schaft zählen. Die Angelegenheitwurde der

Polizei übergeben. Wenn man an ver-

schiedene Urteile, die in ähnlichenFällen
von polnischen Gerichten gefällt worden

sind, denkt, muß man befürchten,daß auch
in diesem Falle nicht die polnischen An-

greifer, sondern der übersallene Deutsche
bestraft werden wird, weil er die Polen
darangehindert hat, auf gefahrlose Weise

einen 15jährigen deutschen Jungen zu ver-

rügeln. Nach der Auffassung mancher
polnischer Kreise ist das nämlich eine »Pro- .

vokation«.

SchiffahrtsstraßeOstsee-Schwarzes Meer

Verschiedene polnische (und rumänische)
Zeitungen beschäftigensich seit einiger Zeit
mit der schon oft erörterten Möglichkeit
einer Wasserstraßenverbindung
zwischen dem Schwarzen Meer

u n d d e r O st s e e unter Ausnutzung von

Weichsel, Dnjestr, Pruth und Donau. Die

betreffenden Zeitungen stellen das so
vor, daß diese Kanal- und Flußwege über
das oberschlesische Industrie-
g eb i et und durch den Adolf-Hitler-Kanal
zur Oder fortgeführt werden soll. Die

Baukosten werden auf etwa 1 Milliarde

Zloty geschätzt. Die Verteidiger des Pto-
jektes nehmen an, daß der Kanal für den

transkontinentalen Güterverkehr eine ähn-
liche Bedeutung haben werde, wie der Suez-
kanal und auch ähnlich rentieren werde
wie dieser. Sie berechnen-weiter, daß auf
dem Kanal jährlich 5 Millionen Tonnen

Kohle von Oberschlesien nach Südost-
polen und in den Orient verschifft werden

würden. Sie versprechen sich eine wesent-
liche Steigerung der Kohlenproduktion
durch die mit Hilfe des billigen Schiffahrtæ
weges zu erschließendenneuen Absatzmärkte.
Die Frachtbilan hoffen sie durch den

Bezug von Erzen,
·

rdöl, Getreide und
anderen südöstlichenWaren seitens Deutsch-
lands und Polens ausgleichen zu können. Sie

haben weiter schon ausgerechnet, wieviele
Arbeiter am Bau des Kanals und in den

Hilfsindustrien beschäftigtsein würden, wie-
viel an Steuern und sonstige Einnahmen
dem polnischen Staate durch die mit dem
Bau verbundene Produktionssteigerung zu-
fließen würde, u. a. m. Wahrscheinlich
würde der Bau für Polen recht vorteilhaft
sein. Deutschland würde seine·Verwirk-
lichung sicherlich mit Interesse betrachten-
Es darf aber wohl festgestellt werden, daß
Deutschland, wenn schon eine Ver-
bindung zwischen der Ostsee und dem

Schwarzen Meere hergestellt werden soll,
wahrscheinlich eine andere Noute
V O k z i e h e n würde, die nicht nur technisch
brauchbaren sondern für Deutschland auch
Folitischnützlicherwäre, als es eine in die

Dstliche-UngewißheitPolens hineinführende
Wassekstraßesein könnte. Damit ist der

Ddek-Donau-Kanal gemeint, dessen
Projekt bereits einige Jahrzehnte alt ist und
in letzter Zeit gleichfalls wieder ein wenig
in den Vordergrund des Interesses ge-
rückt ist.
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Bücher über den Osten
Zweihunderttausend Sudetendeutsche zuviel!

Der tschechische Vernichtungskrieg gegen
IJH Millionen Deutsche und seine volkspoliti-
schen Auswirkungen. Von Kurt Vorbach.
Deutscher Bolksverlag G.m.b.H., München
1936. 384 Seiten. —- Daß dieses sachkundige
Buch in der Tschecho-Slowakei sofort nach
Erscheinen verboten worden ist, ist nicht ohne
weiteres verständlich, da ja die darin fest-
gestellten Tatsachen ausschließlichaus tschechi-
schen Angaben und aus Quellen, die der t«sche-
chischen Zensur unterlegen haben, stammen. Es
ist freilich natürlich, daß ein Deutscher etwa aus

der Tatsache, daß hunderttausende sudetendeut-
scher Volksgenossen der bittersten Not und dem

Hunger preisgegeben sind, einer Tatsache, die
von tschechischer Seite mit stolzer Befriedigung
festgestellt wird, völlig andere Schlußfolgerungen
zieht und völlig anders darauf reagiert als sein
tschechischer Nachbar. Der Verfasser hat sich
auf die Darstellun der wirtschaftlichen Lage der

Sudetendeutschen BeschränktAuf die kulturellen
und sonstigen Fragen geht er nicht ein. Er

. eht
von einer Darstellung der Wirtschaftsstru tur

der sudetendeuts en Gebiete aus, von einer

Wertung des —'rbes, das dem tschechif en

Staate aus dem Zusammenbruche des Habs-
burgerreiches zufiel. Dann behandelt er die
nationale Ueberfremdung des sudetendeutschen
Besitzes, die Verdrängung des Deutschen vom

Arbeitsplatz usf., wobei er die Entwicklungder

wichtigsten Industrien gesondert betrachtet und
den sozial- und volkspolitischen Auswirkungen
seine besondere Aufmerksamkeit zuwendet. Den
Schluß bilden Einzeldarstellungender sudeten-
deutschen Not. Jn dem Buch ist eine ungeheure
Fülle von Material zusammengetragen und

wirkungsvoll dargestellt worden. Es sollte für
jeden oolkspolitisch interessierten Deutschen eine

Selbstverständlichkeitsein, daß er ich in dieses
Quellenwerk der sudetendeutschen ot vertieft.
Vor allem ist dem Buch auch im Ausland, ins-

besonderein England, die notwendige Ver-

breitungzu wünschen. Die lückenlose Syste-
matik des tschechischen Bernichtungskampfes
wird auch dem, der dem volkspolitischen Denken
des Deutschenfernsteht, die Absicht und Not-
wendigkeit dieses Denkens erklären. Jn den

Text sind etwa 100 Bilder eingestreut. Das
Vorwort hat der Leiter des Bundes Deutscher
Osten,,Dr.Oberländer, geschrieben· Das
Buch Ist auf Seite 43 eingehend besprockzenrK

s
Sudetendeutschtum. Bericht und Bekenntnis.

Herausgegeben von Gottfried Rothacker.
Verlag Albert LangensGeorgMüller, München
1936. 65 Seiten. Preis 0,50 RM. — Der
Verfasser, der sich durch seinen Roman »Das
Dorf an der Grenze« den Ruf eines hervor-
ragenden Schilderers deutschen Grenzlandschick-
sals erworben hat, beweist in dieser kleinen
Schrift von neuem seine Fähi eit, das Wesent-
lichezu sagen. Jn kurzen

«

kizzen, Berichten,
Bekenntnissen und Dokuntenten gibt er einen
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Abriß des sudetendeutschen Schicksals, der die

wichtigsten Tatsachen der Geschichte und der

gegenwärtigen Lage beleuchtet. und zugleich
Zeugnis ablegt von dem Mut zur Selbstbe-
hauptung, der das erwachende Deutschtum der

Sudetenländer erfüllt. Dr. K.

Deutsche Ostmark. Zehn Dichter und 100

Bilder lobpreisen Oesterreich. fHerausgegebenvon

Josef Friedrich Per onig. Leykam-
Verlag, Graz-Wien-Leipzi 1936. 107 Seiten

Text und 100 anzseiti e LBilder.Preis Ganz-
leinen 6,— — stachseinem begeisternd-
schönen Können-Buch hat Perkonig ein in

gleicher Weise ausgestattetes Text- und Bild-
werk für ganz Oesterreich herausgegeben. Es

ist nicht weniger als das Buch über Kärnten
gelungen. Zehn Dichter kommen in ihm zu
Wort. Zunächst Perkonig selbst, der über

Oesterreich schlechthin schreibt. Paula Grogger
erzählt von der Steiermark, Hans von

Hammerstein von Oberösterreich. Franz
Nabel weiß über Niederösterreich und Karl

Heinrich W ag g e rl über das Salzburger Land
liebevoll zu berichten. Alfred Walheim
schreibt über das Burgenland, Josef Wein-

heber über Wien, Josef Wenter über

Tirol und Franz Michael Willam über das

am wenigsten bekannte Vorarlberg Guido

Zernatto schließt den Reigen mit Worten
über das Kärtener Land. Jeder von ihnen weiß
seine Heimat so zu schildern, wie er sie selber
am stärksten erlebt, in einer durchaus persön-
lichen Form, die sich um so leichter aus den

Leser überträgt, als ihn das Land, dem die Liebe
der Dichter ilt, in hervorragenden Bildern un-

mittelbar atispricht.Die Kunst der Reproduk-
tion-ist in diesem Buche (wie auch in dem

früheren KärntewBuch Perkonigs) zu einer

seltenen Höhe entwickelt. Vor allem ist es an

den Bildern immer wieder eines, was erfreut
und fesselt: daß sie nichts zeigen, was schon in

weiteren Kreisen bekannt ist, daß sie neu in der

Auswahl des Gegenstandes und künstlerisch,aber

ungekünstelt,in der Art der Erfassung sind, so
daß man ihnen, begleitet von den Worten der

Dichter, gleichsam immer neue Entdeckungsreisen
durch Oesterreich macht. Was schon seiner Zeit
bei der Besprechung des Kärnten-Buches gesagt
worden ist, sei hier noch einmal wiederholt: Es
wäre zu wünschen, daß auch die Landschaften
des nördlichen deutschen Ostens in Bild
und Text ebenso ausgezeichnete und ausge-

glichene Bildwerke erhielten. Was die gesamt-
deutsche Haltung des Buches und seiner Mit-

arbeiter anlangt soferndiese überhaupt als
Frage auftauchen önnte), so besagt der Titel
,,Deutsche Ostmark" alles. Dr. K.

Des Satans Töpfe. Anekdoten aus schle-
sischer Geschichte. Von Ernst Boehlirl).
Wilh. Gottl. Korn Verlag, Breslau mäs,
179 Seiten. — Die sonderbaren Be-

gebenheiten aus Schlesien, die hier erzählt
werden, sind dem wirklichen Leben oder vielmehr



alten Akten entnommen, in denen sie so nieder-

gelegt worden Ind, wie sie seiner Zeit im 17.,
-18. oder 19. ahrhundert den Gerichten und

Behörden zur Kenntnis gelangten. Der Ver-

fasser hat eng an die alten Quellen gehalten
und sie nur dort, wo diese versagten (was im

allgemeinen nur in Nebensächlichkeitender Fall
war), so sparsam wie möglich er änzt· Er hat
sie in eine gefällige, fließende Formgebracht.
Die merkwürdigen Rechtsauffassungen und

Rechtssitten, die in früheren Jahrhunderten
herrschten, der Hexenwahn und Teufelsspuk, die

damals die Menschen narrten, werden in den

Geschichten lebendig. So abwegig auch die

Schicksale und so sonderlich auch die Charaktere
sind, die in ihnen dargestellt werden, es liegt
über dem Ganzen doch ein feiner Humor, der

mit den an sich wenig erfreulichen Einblicken in

die Schattenseiten der Kulturgeschichte ver-

söhnt. Dr.K.

Kleine Reisen zu

August Scholtis.
großen Zielen. Von

Verlag »Der Ober-

schlesier«,Oppeln 1937. 64 Seiten. Preis ge-
bunden 1,20 RM. — Karl Srzodrok hat zu

diesem schmucken Bändrhen seines früheren
Bolatitzer Schülers das Vorwort geschrieben.
Es enthält Reiseskizzen, die die plastische und

eigenwillige Darstellungskunst des aus dem zwei-
sprachigen Hultschiner Ländchen stammenden
Dichters verraten. Die Reisen haben ihn nach
Berlin und Königsberg, auf die Schlachtfelder
Frankreichs und nach Prog, noch Teschen und

Mührisch-Ostrau, nach Sagan und zu Hermann
Stehr und schließlichin das unvergeßlicheLand

an der Oppa geführt. Scholtis hat eine eigene Art,
die Städte und Landschaften zu sehen, in ihrem
Anblick geschichtliche und politische Dinge le-

bendi werden zu lassen und ihr Wesen und

ihre Zukunftzu deuten, eine besondere Art, die

die kleinen Skizzen lesenswert macht. D1«.K.
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